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Bonn, den 27. Dezember 1951 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Besdüuß des Deutsdien Bundestages vom 12. Dezember 1951 
zum Antrag der Fraktion der SPD - Nr. 2831 der Drucksachen - 
Bericht über Notaufnabme von Deutschen in das Bundesgebiet 


In Ausführung des Beschlusses des Deutsdien 
Bundestages vom 12. Dezember 1951 lege ich 
folgenden Bericht vor: 

T. Vorbemerkung 

Seit der Besetzung der Sowjetzone durch die 
Besatzungsmacht hat eine starke Abw^anderung 
von dort eingesetzt, die weit über eine Million 
Deutsche aus dem sowjetischen Besatzungs- 
gebiet in die Westzonen geführt hat. Der 
größte Teil hat illegal, d. h. ohne eine Zuzugs- 
genehmigung, den Zonenwechsel vollzogen. 
Eine zentrale Regelung dieses Zustroms ist 
erstmals in einer Ländervereinbarung vom 
9. Juli 1949 (Uelzener Entschließung) versucht 
worden. Auf Grund dieser Vereinbarung 
wurden mit Wirkung vom 1. September 1949 
die illegalen Zuwanderer in den Durchgangs- 
lagern Uelzen und Gießen überprüft. 

Aufzunchmen waren 

a) Personen, die auf Grund ihrer politischen 
Einstellung verfolgt wurden; 

b) Personen, denen aus Gründen der Mensch- 
lichkeit ein Asylanspruch zuerkannt wurde. 

Während für die Auf genommenen nach einem 
vereinbarten Schlüssel eine Verteilung auf die 
Länder des Bundesgebietes vorgesehen war, 


sollten die Nichtauf genommenen zurück ge- 
wiesen werden. Die Aufnahme war auf 
monatlich 2 840 Personen beschränkt. Über 
diese Schlüsselzahl hinaus verpflichteten sich 
die Länder zur Aufnahme weiterer Personen 
im Rahmen der Familienzusammenführung. 

Auf Antrag des Landes Niedersachsen ersuchte 
der Bundesrat in seiner 5. Sitzung vom 
20. Oktober 1949 die Bundesregierung, gemäß 
Artikel 119 GG eine auf der Grundlage der 
Uelzener Entschließung aufbauende „Verord- 
nung über Aufnahme und Verteilung illegaler 
Grenzgänger” vorzulegcn. Während der Be- 
ratungen über diese Verordnung brachte die 
Fraktion der SPD im Bundestag den Entwurf 
eines Gesetzes über die Notaufnahme von 
Deutschen in das Bundesgebiet - Nr. 350 der 
Drucksachen - ein. Dieser erlangte in der 
Fassung eines Vorschlages des Vermittlungs- 
ausschusses am 22. August 1950 Gesetzeskraft 
(BGBl. 1950 S. 367). 

Gemäß § 4 des Gesetzes erging unter Zu- 
stimmung des Bundesrates eine Rechtsverord- 
nung vom 11. Juni 1951 (BGBl, I S. 381), 
in der die Notaufnahmclager bestimmt, das 
Verfahren im einzelnen geregelt und der Aufsicht 
des Bundesministers für Vertriebene unterstellt 
wurden. 


Drtidk: fetti MeUr, Bnlidorf^Sitcbiirg 
llltis-Ycrtrieb : Dr. Honi Heger, Anderuacn, Breite Str. 30 
and Witibaden, Nietzicheitr. 1 



II. Durdiführung des 
N otauf n ah megesetzes 

Während das Verfahren nach der Uelzener 
Entschließung formlos war, ist das neue Ver- 
fahren mit rechtsstaatlichen Garantien aus- 
gestattet. Es findet eine umfassende Klärung 
des Sachverhalts mit Beweiserhebung 
statt, die Entscheidungen werden schriftlich 
begründet. Die Zahl der Ausschüsse ist ver- 
mehrt worden. Die Aufnahmeausschüsse sind 
einheitlich mit drei, die Beschwerdeausschüsse 
mit fünf Mitgliedern besetzt. Bei der Berufung 
der Mitglieder wurde auf eine besondere Sach- 
kenntnis für dieses Verfahren Wert gelegt. Von 
den zur Zeit tätigen 43 Ausschußmitgliedern 
sind 26 Flüchtlinge aus der sowjetischen 
Besatzungszone. 

Der Aufbau der Aussdiüssc ist, abgesehen von 
einer noch erforderlichen zahlenmäßigen Er- 
weiterung, abgeschlossen. Für die Aufnahme- 
und Beschwerdeausschüsse stehen zur Zeit 
18 Mitglieder in Gießen und 25 Mitglieder in 
Uelzen zur Verfügung. Für die Vorprüfung, 
die Verwaltung, die über 2 Millionen Karten 
umfassenden Karteien, die Registratur, das 
Büropersonal für die Ausschüsse und den 
erheblichen Sdiriftverkehr sind in Gießen zur 
Zeit weitere 33, in Uelzen weitere 65 Bundes- 
bedienstete tätig. 

Ein Aufnahmeausschuß erledigte in münd- 
licher Verhandlung im arbeitstäglichen Durch- 
schnitt des A'lonats November 1951 

in Uelzen 19 Aufnahmeanträge 

in Gießen 20 „ 

Poggenhagen 40 „ 

(Jugendlager) 

Für einen Beschwerdeausschuß ergaben sich in 
der gleichen Zeit folgende Zahlen : 

Uelzen 1 1 Bcschwerdefälle 

(einschl. Poggenhagen) 

Gießen 17 „ 

Hinzu kommt, daß das Aufnahmepersonal 
auch mit gutaditlichen Stellungnahmen im 
Glcichstellungsverfahren nach § 4 Absatz 2 
des Gesetzes zu Artikel 131 GG befaßt wird. 
1951 wurden bislang über 3 000 derartiger 
gutachtlicher Stellungnahmen bearbeitet. Die 
Mitwirkung des Aufnahmepersonals wird 
darüber hinaus bei der Durchführung des 
Bundesvertriebenengesetzes hinsichtlich der 
Anerkennung von Sowjetzonenflüchtlingen in 
Frage kommen. 


Der arbeitstägliche Anfall ist — trotz Wr- 
mehrung der Zahl der Ausschußmitglieder — 
immer noch zu groß, um die Durchführung 
der rechtsstaatlichen Grundsätze der Verord- 
nung vom 11. Juni 1951 mit der notwendigen 
Beschleunigung zu gewährleisten. Das gründ- 
liche Verfahren nach der Verordnung hat zu 
einer Verlängerung des durchschnittlichen 
Lageraufenthaltes und damit zu einer ver- 
stärkten Belegung der Lager geführt. Diesem 
Mangel kann nur durch eine Verstärkung des 
Aufnahmepersonals begegnet werden. Im 
Rahmen der Aufsicht gemäß § 19 der Ver- 
ordnung sind durch den Bundesminister für 
Vertriebene Richtlinien ergangen, die die 
Einheitlichkeit des Verfahrens und die gleich- 
mäßige Anwendung der Aufnahmegrundsätze 
sicherstellen sollen. Die Auinahmegrundsätze 
wurden mit den am Verfahren interessierten 
Organisationen beraten. In Einzel! ällen werden 
audi im Aufsichtswege erneute Verhandlungen 
angeordnet. Darüber hinaus finden laufend 
Dienstbesprechungen mit dem Aufnahme- 
personal statt. Der Bundesminister für gesamt- 
deutsche Fragen wird an allen grundsätz- 
lichen Fragen des Notaulnahmevcrfahrens 
beteiligt. 


III. Auswirkung des Notauf aahinegesetzes 

Das Notaufnahmegesetz enthält de jure eine 
Beschränkung der Freizügigkeit gemäß Artikel 1 1 
Absatz 2 GG für die Deutschen der sowje- 
tischen Besatzungszone, Das Gesetz beseitigt 
nicht das Recht der Länder, Zuzugsgenehmi- 
gungen zu erteilen. Es gewährt aber - in 
Erweiterung der bisher auf das Ermessen ab- 
gestellten Zuzugsregelung - den Zuwanderern 
unter bestimmten Voraussetzungen einen 
Rechtsanspruch auf Aufnahme. Insoweit 
begünstigt es de facto diese Personen. 

Als Zuzugsgesetz hat es seinen Zweck, den 
Zustrom aus der sowjetischen Bcsatzungs- 
zone unter Gewährleistung eines inner- 
staatlichen Asylrechts einzuschränken und in 
geregelte Bahnen zu lenken, im großen 
und ganzen erfüllt. Das ergibt sich aus der 
Tatsache, daß die Zahl der Zuwanderer seit 
Inkrafttreten des Gesetzes, von Schwankungen 
aus politischen und saisonbedingten Gründen 
abgesehen, ständig gesunken ist. Im einzelnen 
ergibt sich folgendes Bild: 
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Zeitraum 

Zahl der 
Antrag- 
steller 

Monatl. 

Durch- 

schnitt 

Geprüft Q 

Aufge- 

nommen 

V. H. der 
Antrag- 
steller 

1949 






Sepr.-Dez. 

1950 

62.167 

15.542 


9.748 

15,7 

V. H. d. Ge- 
prüften 

Jan.-Aug. 

91.947 

11.493 

75.616 

18.688 

24,7 

Sept.-Dez. 

39.050 

9.763 

29.150 

9.553 

32,8 

1950 




j 


insgesamt 

130.997 

10.916 

104.755 

28.241 

27,0 

1951 






1. Quartal 

21.395 

7.132 

15.117 

5.777 

38,2 

2. Quartal 

24.406 

8.135 

17.658 

6.331 

35,9 

3. Quartal 

30.681 , 

10.227 

23.283 

1 

10.184 

43,7 

Oktober 

9.567 

9.567 

8.730 

4.899 

56,1 

November 

6.920 

6.920 

6.170 

3.778 

61,2 


*) Anmerkung: 

Die Zahl der in den Aufnahmeaiisschüsscn geprüften Arnragsteller ist deshalb geringer als die Gesamtzahl 
der Antragsteller, weil Ziiw anderer mit /uzugsgetiehmigung oder zwecks Familienzusammenführung in 
Länder/iistiimligkeit aufgenomrnen werden und nicht der Prüfung durch die Aiiss^chüsse unterliegen. 


Während von Januar bis August 1950 im 
Monat durchschnittlich 11.493 Zuwanderer 
die Lager aufsuchten, ermäßigte sich deren 
Zahl nach dem Inkrafttreten des Notaufnahme- 
gesetzes auf durchschnittlich monatlich 9.763. 
Die Hödistzahl des Anlaufs betrug im 
August 1950 14.102. Im ersten Halbjahr 1951 
sank die Zahl der Zuwanderer auf durch- 
schnittlich monatlich 7.634. Die Erhöhung 
der Zahlen im dritten Quartal und im Ok- 
tober 1951 - nach dem Inkrafttreten der 

Verordnung vom 11. Juni 1951 - ist auch 
dadurch bedingt, daß zahlreiche illegale Zu- 
wanderer, die sidi zum Teil schon seit Jahren 
im Bundesgebiet aufhielten, nunmehr ihre 
Legalisierung betrieben haben. 

Der Prozentsatz der Aufgenommenen hat sich 
von 27 V. H. im Jahre 1950 auf 37 v. H. 
im ersten Halbjahr 1951, auf 43,7 v. H. im 
dritten Quartal und auf 56,1 und 61,2 v. H. 
in den Monaten Oktober und November 1951 
erhöht. Das Ansteigen der Aufnahmezahlen 


ist in erster Linie auf die gründlichere Hand- 
habung der Notaufnahme seit Inkrafttreten 
der Verordnung vom 11. Juni 1951 zurück- 
zuführen. Es erklärt sidi weiter auch daraus, 
daß die Jugendlichen, die früher teilweise in 
Landeszuständigkeit aufgenommen wurden, 
seit Juli 1951 sämtlich durch die Aufnahme- 
ausschüsse behandelt werden. 

Die Übersicht vermittelt jedoch kein voll- 
ständiges Bild der Zuwanderung aus der 
sowjetischen Besatzungszone. Zahlreiche Zu- 
wanderer nehmen unkontrolliert im Bundes- 
gebiet Aufenthalt, ohne die Notaufnahmelager 
anzulaiifen. Eine genaue zahlenmäßige Erfassung 
dieses Kreises ist nicht möglich. Eine Beob- 
achtung der Zoiienübertritte ergibt aber, daß 
auch die Zahl der unkontrollierten Zuwanderer 
geringer geworden ist. In diesem Zusammen- 
hang muß auch darauf hingewiesen werden, 
daß der größte Teil der in den Lagern 
Abgewiesenen in die Herkunftszone nicht 
zurückkehrt. 
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Das Notaufnalimegesetz enthalt zwar für die 
Zuwanderer die Verpflichtung, sich in den 
Notaufnahmelagern zu melden, es stellt die 
Verletzung der Meldepflicht aber nicht unter 
Strafe. Ebenso trifft das Notaufnahmegesetz 
keine Bestimmung über eine Zurückweisung 
in die Herkunftszone. Auch die Abgewiesenen 
verbleiben daher im Regelfall im Bundes- 
gebiet, soweit sie nicht freiwillig zurückkehren 
oder als Kriminelle in die Herkunftszone 
überstellt oder als Jugendliche über die 
Jugendämter den Erziehungsberechtigten zu- 
geführt werden. 

Die Rechtsstellung der sogenannten Illegalen 
ist unterschiedlich. Sie haben überall da eine 
geminderte Rechtsstellung, wo die Geltend- 
machung von Rechten oder Ansprüchen an 
eine befugte Wohnsitznahme geknüpft ist. Sie 
werden infolgedessen nicht als Wohnung- 
suchende in die Wohnungslisten eingetragen. 
Sie erhalten keine Leistungen nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz und dem Gesetz zu 
Artikel 131 GG und, soweit sie Vertriebene 
sind, keinen Vertriebenen-(Plüchtllngs-) ausweis. 
In öffentlich-rechtlicher Beziehung sind sie in 
der Ausführung des aktiven und passiven 
Wahlrechts teilweise beschränkt. Dagegen 
werden die „Illegalen” in Arbeit vermittelt 
und erhalten Arbeitslosenunterstützung bzw. 
Arbeitslosenfürsorge. Nach dem in Kürze in 
Kraft tretenden Paßgesetz können auch sie 
einen Paß erhalten. Die geminderte Rccltts- 
stellung hält zahlreiche Personen, die eine 
Notaufnahme nicht zu erwarten haben, von 
einem Zonenwechsel ab. 

Das Problem der Illegalen ist Gegenstand 
eingehender Erörterungen gewesen. Sowohl 
die Länderflüchtlings Verwaltungen als auch die 
Konferenz der Innenminister haben sich mit 
der Frage belaßt, ohne bislang zu einem ab- 
schließenden und befriedigenden Ergebnis zu 
gelangen. 

Neben der Wirkung des Gesetzes, die sich 
in der Beschränkung und Lenkung des Zuzugs 
aus der sowjetischen Bcsatzungszone äußert, 
schafft das Notaufnahmegesetz für die Auf- 
genommenen die rechtliche Voraussetzung zur 
Begründung eines ersten Wohnsitzes in der 
Bundesrepublik und damit für Ihre wirtschaft- 
liche Eingliederung. Gleichzeitig wird mit der 


Nötaufnahme wegen Lebens- oder Freiheits- 
gefährdung eine Vorentscheidung für die Aner- 
kennung als Sowjetzonenflüchtling getroflen, 
die weitere Hilfen für diesen Personenkreis 
ermöglicht. 

Der Gekungsbereich dieses Gesetzes ist auf 
Grund der Novelle vom 21. Juli 1951 
(BGBl. I S. 470) und des vom Abgeordneten- 
haus in Berlin am 20. Dezember 1951 ver- 
abschiedeten Gesetzes erweitert, indem nun- 
mehr auch die im Lande Berlin anlaufendeii 
Zuw^anderer nach den Grundsätzen des Nor- 
aufnahmegesetzes aufgenommen und verteilt 
werden können. Die Anwendung des Not- 
aufnahmegesetzes bedeutet eine fühlbare Ent- 
lastung für Berlin, weil hier monatlich zur 
Zeit etwa 5 000 Personen aus der sowjetischen 
Bcsatzungszone eintreffen und von den Auf- 
genommenen künftig 80 vom Hundert auf 
die Länder des Bundesgebietes verteilt werden 
sollen. 

Das für das Notaufnahmelager Uelzen zustän- 
dige Landcsverwaltungsgericht und das für 
die Länder Niedersachsen und Schleswig-Hol- 
stein zuständige Oberverwaltungsgerich.t in 
Lüneburg (Emtscheidung 11 OVG - A - 106, 51 
vom 13. Juni 1951) haben die Berechtigung 
der Länder in der britischen Zone, Zuzugs- 
genehmigungen für Zu Wanderer aus der 
sowjetischen Besatzungszone zu erteilen, mit 
der Begründung verneint, daß es sich hierbei 
um eine nach dem Grundgesetz unzulässige 
Einschränkung der Freizügigkeit handele. Eine 
Auswirkung dieser Entscheidung zeigt sich 
bereits insofern, als Länder der britischen Zone 
nunmehr auch die Zuwanderer in das Not- 
autnahmeverfahren verv/elsen, die bisher in 
Landeszuständigkeit legalisiert wurden. Darü- 
ber hinaus hat das Landesverwaltungsgericht 
Braunschweig - Kammer Lüneburg - in einem 
Atr Setzungsbeschluß vom 28. September 1951 
- A 485/51 - gemäß Artikel 100 GG die 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
mit der Begründung angerufen, das Notauf- 
nahmegesetz halte sich nicht im Rahmen der 
in Artikel 11 Absatz 2 GG vorgesehenen 
Grenzen. 

Ohne zu diesen verfassungsrechtlichen Fragen 
Stellung zu nehmen, ist ' zusammenfassend 
festzustellcn, daß das Notaufnahmegesetz 
trotz ihm anhaftender Mängel eine zur Zeit 
nicht entbehrliche Notlösung darstclit. 

Dr. Lukasdhek 
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